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Qualitätspolitik für die 
Kindertagesbetreuung: 
Governance-Strukturen in den 
Bundesländern 
Sybille Stöbe-Blossey 

• In den letzten 20 Jahren wurde ein breites Spektrum an Instrumenten
zur Entwicklung und Sicherung der Qualität in der Kindertagesbetreu-
ung erarbeitet. Insbesondere die großen Trägerverbände haben sys-
tematische Verfahren zur Gewährleistung von Qualität eingeführt.

• Schwerpunkte der Debatten um Qualitätsentwicklung richten sich
vielfach auf Strukturen (Ressourcen und Personalausstattung). Für die
Gewährleistung einer qualitativ hochwertigen frühen Bildung müssen
die Prozesse stärker in den Blick genommen werden.

• Ein Überblick über die gesetzlichen Regelungen in den Bundesländern
zeigt, dass eine öffentliche Qualitätspolitik ein Desiderat bleibt. Eine
vergleichende Analyse der Implementierung unterschiedlicher Lösun-
gen in einigen Ländern könnte zukunftsweisende Entwicklungsper-
spektivenaufzeigen.

Aktuelle Forschungsergebnisse aus dem Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ),  
Universität Duisburg-Essen 
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1 Einleitung 
Die Diskussion über die Weitentwicklung, Sicherung 
und Evaluation von Qualität in Kindertageseinrich-
tungen in Deutschland hat inzwischen eine lange Ge-
schichte. Sie ist zum einen vor dem Hintergrund des 
Bedeutungszuwachses frühkindlicher Bildung zu se-
hen; zum anderen hatten die Debatten zum New 
Public Management seit den 1990er Jahren Bestre-
bungen zur Etablierung einer an Qualitätszielen ori-
entierten politisch-administrativen Steuerung aus-
gelöst (vgl. Klaudy / Stöbe-Blossey 2020). Während 
Ersteres zur Entwicklung eines breiten Spektrums an 
Instrumenten der Organisationsentwicklung beige-
tragen hat, haben Steuerungsinstrumente in 
Deutschland eine wesentlich geringere Verbreitung 
gefunden. Daher werden in diesem Beitrag die 
Strukturen einer öffentlichen Qualitätspolitik, also 
einer qualitätsorientierten politisch-administrativen 
Steuerung (vgl. Altgeld / Stöbe-Blossey 2009) thema-
tisiert. Nach einer Skizze der Qualitätsdebatte wird 
der Frage nachgegangen, ob und ggf. wie Verfahren 
zur Gewährleistung von Qualität in Kindertagesein-
richtungen in den Gesetzen der einzelnen Bundes-
länder verankert sind. 

2 Kindertagesbetreuung in Deutschland: 
Steuerung im Mehrebenensystem1  

Bundesweit setzt das SGB VIII (Kinder- und Jugend-
hilfegesetz) den Rahmen für Kindertageseinrichtun-
gen. Frühkindliche Bildung wird in Deutschland also 
nicht bildungspolitisch, sondern im Rahmen des So-
zialgesetzbuches reguliert und ist rechtlich als Teil 
der „öffentlichen Fürsorge“ Gegenstand der konkur-
rierenden Gesetzgebung (Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 Grund-
gesetz). Das SGB VIII ist demnach ein bundesweites 
Rahmengesetz, das von den Ländern in Ausfüh-
rungsgesetzen konkretisiert und wesentlich auf der 
kommunalen Ebene implementiert wird. Es definiert 
die Aufgaben der Kindertagesbetreuung (§§ 22, 22a, 
23 SGB VIII), setzt nach Altersgruppen differenzierte 
Rechtsansprüche für die Nutzung fest (§ 24 SGB VIII) 
und schreibt zum Schutz des Kindeswohls die Not-
wendigkeit einer Betriebserlaubnis vor (§ 45 SGB 
VIII). Die Aufgaben der Kindertageseinrichtungen 
werden folgendermaßen zusammengefasst: „Der 
Förderungsauftrag umfasst Erziehung, Bildung und 

_ 
1 Vgl. Übersicht in IAQ / pädQuis / ZQM 2021: 19 ff. 

Betreuung des Kindes und bezieht sich auf die sozi-
ale, emotionale, körperliche und geistige Entwick-
lung des Kindes. Er schließt die Vermittlung orientie-
render Werte und Regeln ein. Die Förderung soll sich 
am Alter und Entwicklungsstand, den sprachlichen 
und sonstigen Fähigkeiten, der Lebenssituation so-
wie den Interessen und Bedürfnissen des einzelnen 
Kindes orientieren und seine ethnische Herkunft be-
rücksichtigen.“ (§ 22 Abs. 3) In den Kita-Gesetzen der 
einzelnen Bundesländer werden diese Aufgaben 
konkretisiert und die finanzielle Bezuschussung ge-
regelt. Innerhalb der einzelnen Länder sind die je-
weiligen Landesjugendämter als überörtliche Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe für die Erteilung der Be-
triebserlaubnis zuständig; die kommunalen Jugend-
ämter in Städten und Kreisen als örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe müssen die lokale Infra-
struktur planen und für die Erfüllung der Rechtsan-
sprüche sorgen. Mit landesspezifisch sehr unter-
schiedlicher Ausgestaltung sind sie – und zum Teil 
auch die einzelnen Standort-Gemeinden in den Krei-
sen – in die Finanzierung der Einrichtungen invol-
viert. 

Angesichts des für das SGB VIII konstitutiven Subsi-
diaritätsprinzips besteht eine „Vielfalt von Trägern 
unterschiedlicher Wertorientierungen“ (§ 3 Abs. 1 
SGB VIII). Im Feld der Kindertageseinrichtungen gibt 
es öffentliche (in der Regel kommunale) und freie 
Träger – Wohlfahrtsverbände (z. B. Caritas, Diako-
nie, AWO, DRK), nach wie vor Kirchengemeinden 
und zunehmend Zweckverbände (die das Manage-
ment mehrerer Einrichtungen über Gemeindegren-
zen hinweg übernehmen), Elterninitiativen und wei-
tere Vereine (die oft im Paritätischen als Dachver-
band organisiert sind) und gemeinnützige sowie zum 
Teil auch erwerbswirtschaftliche GmbHs. Konkreti-
siert wird das Subsidiaritätsprinzip in § 4 SGB VIII, 
wonach die öffentliche Jugendhilfe „mit der freien 
Jugendhilfe zum Wohl junger Menschen und ihrer 
Familien partnerschaftlich zusammenarbeiten“ soll, 
„die Selbständigkeit der freien Jugendhilfe in Zielset-
zung und Durchführung ihrer Aufgaben sowie in der 
Gestaltung ihrer Organisationsstruktur zu achten“ 
hat (§ 4 Abs. 1 SGB VIII) und sie fördern soll (§ 4 Abs. 
3 SGB VIII). Nach § 79 SGB VIII müssen die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe dafür sorgen, dass bei allen 
Trägern „eine kontinuierliche Qualitätsentwicklung 
[…] erfolgt“ (§ 79 Abs. 2 SGB VIII). Zur Steuerung von 
Kosten und Qualität einer Reihe von ambulanten 
und stationären Leistungen wurde 1998 ein neuer 
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Abschnitt über „Vereinbarungen über Leistungsan-
gebote, Entgelte und Qualitätsentwicklung“ (§§ 78a 
bis 78g SGB VIII) in das SGB VIII aufgenommen. Lan-
desrechtlich können Leistungs-, Entgelt- und Quali-
tätsvereinbarungen auch für andere Bereiche ge-
nutzt werden (§ 78a Abs. 2 SGB VIII) – so bspw. für 
die Kindertagesbetreuung, wovon ein Teil der Bun-
desländer Gebrauch gemacht hat.  

In der Folge der Debatten um die Pisa-Studie trat mit 
Beginn der 2000er Jahre die frühe Bildung stärker in 
den Fokus der (fach-)politischen Aufmerksamkeit: 
Frühkindlicher Bildung wird „die Fähigkeit zuge-
schrieben, kompensatorisch auf herkunftsbedingte 
Bildungsbenachteiligung zu wirken“ (Klinkhammer / 
Schäfer 2017, S. 11) – aber nur dann, „wenn die in 
Anspruch genommenen Angebote von hoher Quali-
tät sind“ (ebd., S. 11 f.). Zum einen wurden vor die-
sem Hintergrund „die Entwicklung von Bildungsstan-
dards und deren Konkretisierung in Bildungs- und Er-
ziehungsplänen“ (BMFSFJ 2003: 80) empfohlen. Bil-
dungsleitlinien wurden seitdem in allen Bundeslän-
dern verabschiedet (mit Unterschieden in Bezeich-
nung, Rechtsform, Inhalt, Bildungsverständnis und 
Verbindlichkeit) und gelten als eine fachliche Grund-
lage für die Qualitätsentwicklung.2 Zum anderen 
wurde die Steuerungsverantwortung der öffentli-
chen Träger für die Gewährleistung von Qualität mit 
dem 2005 neu in das SGB VIII eingefügten § 22a her-
vorgehoben: „Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe sollen die Qualität der Förderung in ihren Ein-
richtungen durch geeignete Maßnahmen sicherstel-
len und weiterentwickeln. Dazu gehören die Ent-
wicklung und der Einsatz einer pädagogischen Kon-
zeption als Grundlage für die Erfüllung des Förder-
auftrags sowie der Einsatz von Instrumenten und 
Verfahren zur Evaluation der Arbeit in den Einrich-
tungen.“ (§ 22a Abs. 1 SGB VIII) Damit wird zunächst 
die Verantwortung für die Gewährleistung von Qua-
lität in den Einrichtungen in öffentlicher Träger-
schaft angesprochen. Darüber hinaus sollen die Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe „durch geeignete 
Maßnahmen sicherstellen“, dass der Förderauftrag 
auch in den Einrichtungen anderer Träger entspre-
chend wahrgenommen wird (§ 22a Abs. 5 SGB VIII). 

Eine weitere bundesrechtliche Änderung erfolgte 
mit Art. 2 des Gesetzes zur Weiterentwicklung der 
Qualität und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreu-
ung vom 19.12.2018 („Gute-KiTa-Gesetz“). Hier 

_ 
2 Zu den Bildungsleitlinien der einzelnen Bundesländer vgl. Deutscher 
Bildungsserver 2021.  

wurde der Beschreibung des Förderauftrages in der 
Kindertagesbetreuung nach § 22 Abs. 3 SGB VIII ein 
Absatz angefügt, der die Verantwortung des Landes 
für die Qualitätssicherung und -entwicklung betont: 
„Für die Erfüllung des Förderungsauftrags nach Ab-
satz 3 sollen geeignete Maßnahmen zur Gewährleis-
tung der Qualität der Förderung von Kindern in Ta-
geseinrichtungen und in der Kindertagespflege wei-
terentwickelt werden. Das Nähere regelt das Lan-
desrecht.“ (§ 22 Abs. 4 SGB VIII) Vor diesem Hinter-
grund wird im Folgenden zunächst ein Überblick 
über mögliche Instrumente zur Sicherung der Quali-
tät gegeben, um anschließend die Umsetzung in den 
Landesgesetzen zu betrachten. 

3 Die Entwicklung der Debatte um Qualität 
in der Kindertagesbetreuung 

Einen Ausgangspunkt für die Diskussion über Verfah-
ren zur Gewährleistung der Qualität von Kinderta-
geseinrichtungen in Deutschland bildete die Studie 
„Wie gut sind unsere Kindergärten?“ (Tietze 1998), 
mit der bei Kindergartenkindern Entwicklungsunter-
schiede von bis zu einem Jahr nachgewiesen wur-
den, die auf Qualitätsunterschiede in den Einrich-
tungen zurückzuführen waren und die in einer Fol-
gestudie auch in der Grundschulzeit noch erkennbar 
waren (Tietze et al. 2005). Dabei wie auch in interna-
tionalen Studien3 wurde gezeigt, dass Qualität sich 
aus unterschiedlichen Elementen zusammensetzt 
(vgl. Tietze et al. 2013b, S. 69 ff.): Strukturqualität 
(bspw. Räume, Personalausstattung), Orientierungs-
qualität (bspw. pädagogische Ziele und die Haltung 
des Personals) und Prozessqualität (bspw. Struktu-
rierung der pädagogischen Arbeit und Interaktionen 
zwischen Fachkräften und Kindern sowie Eltern). Po-
litisch-administrativ gesteuert werden traditionell 
vor allem die Struktur- und die Orientierungsquali-
tät, indem die Gesetze der Bundesländer bspw. (sehr 
unterschiedliche) Mindeststandards für Personal-
ausstattung und Vorgaben für die Aus- und Weiter-
bildung enthalten. Diese beiden Qualitätsdimensio-
nen beeinflussen die Prozessqualität, also die Arbeit 
mit den Kindern, determinieren sie aber nicht voll-
ständig. Vor diesem Hintergrund ist die Diskussion 
um Verfahren der Steuerung, Messung und Weiter-
entwicklung von (Prozess-)Qualität zu sehen. 

3 Zu deutschsprachigen Überblicksdarstellungen vgl. Tietze 2008. 
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Bundesweit thematisiert wurden diese Fragen mit 
der „Nationalen Qualitätsinitiative im System Tages-
einrichtungen für Kinder (NQI)“, einem 1999 vom 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) ins Leben gerufenen länder- 
und trägerübergreifenden Forschungsverbund. Hier 
entstanden grundlegende Konzepte zur Qualität der 
Arbeit in Kindertageseinrichtungen (Tietze / Vierni-
ckel 2002) und zur Trägerqualität (Fthenakis et al. 
2003). Mit dem 11. Kinder- und Jugendbericht 
wurde 2002 ein „fachlich regulierter Qualitätswett-
bewerb“ (BMFSFJ 2002a) für die Jugendhilfe gefor-
dert. Im Laufe der Zeit entstand ein breites Spektrum 
an Verfahren der Qualitätssicherung und -entwick-
lung, die sich in vier Typen unterteilen lassen: allge-
meine, konzeptgebundene, normierte und fachspe-
zifische Steuerungsverfahren (Esch et al. 2006; zu-
sammenfassend Klaudy / Stöbe-Blossey 2020). 

Allgemeine Steuerungsverfahren definieren „top-
down“ bestimmte Qualitätskriterien, die auf allge-
mein anerkannten fachlichen Standards für die Kin-
dertagesbetreuung basieren. Ein solches Instru-
ment, die „Early Childhood Environment Rating 
Scale“ (ECERS), wurde schon 1980 in den USA vorge-
legt und bildete die Grundlage für die 1997 erstmals 
in Deutschland veröffentlichte Kindergarten-Ein-
schätz-Skala (KES; aktuelle Fassung: Tietze et al. 
2017). Dieses Beobachtungsinstrument enthält Qua-
litätskriterien, für die Evaluator*innen mit Hilfe von 
definierten Merkmalen eine Einschätzung vorneh-
men und eine Bewertung zwischen einem Punkt 
(„unzureichend“) und sieben Punkten („ausgezeich-
net“) vergeben. Das Instrument kann – wie es in ei-
nigen US-Staaten der Fall ist (Esch et al. 2006, S. 52 
ff., Grafwallner 2009, S. 223 f.) – für die Erteilung der 
Betriebserlaubnis, für eine (je nach erreichter Quali-
tät abgestufte) staatliche Förderung oder zur Schaf-
fung von Transparenz verwendet werden. In 
Deutschland hat sich eine Nutzung derartiger Ver-
fahren zur politisch-administrativen Steuerung nicht 
durchgesetzt; stattdessen gibt es einige freiwillige 
Zertifikate, bspw. das Deutsche Kindergarten Güte-
siegel4, und KES-gestützte Beobachtungen werden 
vielfach in der Forschung genutzt.  

Konzeptgebundene Verfahren dienen ebenfalls der 
Steuerung, allerdings nicht bezogen auf pädagogi-
sche Qualität generell, sondern auf den „Markenna-
men“ eines spezifischen Konzepts: Wer den Namen 
nutzen will, muss bestimmte Kriterien erfüllen und 

_ 
4 Siehe dazu pädquis 2021. 

dies zertifizieren lassen. Ein Beispiel in Deutschland 
stellt seit 2007 die Zertifizierung von Familienzen-
tren in Nordrhein-Westfalen dar; Kindertagesein-
richtungen, die eine Mindestzahl der im Gütesiegel 
„Familienzentrum NRW“ (MKFFI 2020) vorgegebe-
nen familienbezogenen Leistungen erbringen, erhal-
ten eine Landesförderung. 

Im Unterschied zu derartigen Steuerungsverfahren 
sind andere Instrumente auf die interne Organisati-
onsentwicklung der Einrichtungen ausgelegt, wobei 
zu unterscheiden ist zwischen normierten Verfah-
ren, die sich an branchenübergreifenden Leitlinien 
des Qualitätsmanagements wie der DIN ISO 9000ff. 
orientieren, oder die fachspezifisch, bspw. auf der 
Basis der NQI, entwickelt wurden. Die großen Trä-
gerverbände in Deutschland haben jeweils einzel-
verbandliche Verfahren erarbeitet und diese meis-
tens in QM-Rahmenhandbüchern dokumentiert und 
immer wieder aktualisiert (vgl. bspw. BETA 2016; 
KTK 2019). Fachspezifische Verfahren sind meistens 
als „bottom-up“-Konzepte angelegt und werden in 
dialogischen Prozessen zur Qualitätsentwicklung in 
den einzelnen Einrichtungen genutzt. Hier ist ein 
breites Spektrum von teils übergreifenden, teils trä-
gerspezifischen Verfahren entstanden. Eine öffentli-
che Qualitätspolitik (Altgeld / Stöbe-Blossey 2009) 
im Sinne der Stärkung einer qualitätsorientierten 
politisch-administrativen Steuerung wurde jedoch 
nur in Ansätzen entwickelt. 

Die 2013 publizierte „NUBBEK-Studie“ („Nationale 
Untersuchung zur Bildung, Betreuung und Erziehung 
in der frühen Kindheit“, Tietze et al. 2013a), bei der 
mit Hilfe der KES-R und ergänzender Instrumente 
(Tietze et al. 2013b, S. 73 f.) die Prozessqualität in 
unterschiedlichen Einrichtungen gemessen worden 
war, bescheinigte einem Großteil der Einrichtungen 
nur eine mittlere Qualität. Sie zeigte außerdem, dass 
die Struktur- und die Orientierungsqualität die Pro-
zessqualität zwar beeinflussen, sie aber keineswegs 
vollständig erklären (vgl. Tietze et al. 2013b, S. 78 
ff.). Daher bezeichnen die Autor*innen Investitionen 
in Personalausstattung und Aus- und Weiterbildung 
zwar als sinnvoll und notwendig, betonen aber, dass 
die Verbesserung der Rahmenbedingungen „immer 
mit der Prozessqualität – anders als in bisherigen Re-
formbemühungen üblich – in Verbindung gebracht 
werden“ müsse (Tietze et al. 2013b: 86), und fordern 
anstelle einer Beschränkung auf trägerinterne Ver-
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fahren eine erweiterte politisch-administrative Steu-
erung (vgl. Eckhardt et al. 2013, S. 152) sowie eine 
„zwischen Bund, Ländern und Kommunen abge-
stimmte und in der Finanzierung abgesicherte 5-Jah-
res-Aktion „Qualität in der Früherziehung“ (ebd., S. 
154). 

Tatsächlich setzte in den 2010er Jahren eine Debatte 
um ein „Bundesqualitätsgesetz“ ein, wobei jedoch 
zunächst vor allem Ressourcenfragen fokussiert und 
bundesweite Regelungen bspw. für Fachkraft-Kind-
Relation, Qualifikation sowie Fort- und Weiterbil-
dung und Leitungsfreistellung gefordert wurden.5 In 
der Einleitung zu diesbezüglichen Expertisen (Vierni-
ckel et al. 2016) wird hervorgehoben, dass die Defi-
nition von derartigen Standardmerkmalen nicht aus-
reiche: „Eine gute Qualität in der frühkindlichen Bil-
dung und Betreuung resultiert erst aus dem Zusam-
menspiel dieser und weiterer, hier nicht thematisier-
ter Merkmale (z. B. Qualität der Interaktionen zwi-
schen Fachkräften und Kindern).“ (ebd., S. 7) Ein 
Kommuniqué der Jugend- und Familienministerkon-
ferenz vom 06.11.2014 (BMBF 2014) thematisierte 
zwar auch vorrangig die Struktur- und Orientierungs-
qualität, betonte aber abschließend die Notwendig-
keit der „Steuerung im System“ und kann damit als 
Startpunkt für eine breiter angelegte Debatte inter-
pretiert werden: „Die Weiterentwicklung der Quali-
tät setzt voraus, dass die jeweiligen Beteiligten und 
Verantwortlichen von der lokalen Ebene bis zum in-
ternationalen Vergleich über entsprechende Infor-
mationen und Kapazitäten zur Evaluation und Steu-
erung verfügen.“ (BMFSFJ 2014, S. 5) Ende 2014 kon-
stituierte sich die AG Frühe Bildung, der neben Ver-
treter*innen des BMFSFJ und der Länder die drei 
Kommunalen Spitzenverbände angehörten und die 
wissenschaftliche Expertise sowie weitere Akteure, 
bspw. die Trägerverbände, in den nun folgenden Dis-
kussionsprozess einband. Daraus resultierten ein 
Zwischenbericht, der Felder der Qualitätsentwick-
lung definierte, und eine Erklärung der Bund-Länder-
Konferenz vom 15./16.11.2016, mit der die AG Frühe 
Bildung aufgefordert wurde, Eckpunkte für ein Qua-
litätsentwicklungsgesetz und seine Finanzierung zu 
erarbeiten, das den gemeinsamen Zielen ebenso wie 
den unterschiedlichen Strukturen und Bedarfen der 
Länder Rechnung tragen sollte. 

_ 
5 Vgl. bspw. die Erklärung des Bundesverbandes der Arbeiterwohlfahrt, 
des Deutschen Caritasverbands e.V. und des Hauptvorstands der Ge-
werkschaft Erziehung und Wissenschaft 2014; BMFSFJ 2014. 

Vor diesem Hintergrund wurde am 19.12.2018 das 
„Gute-KiTa-Gesetz“ verabschiedet, das neben Ände-
rungen des SGB VIII (vgl. 2) in Art. 1 das „Gesetz zur 
Weiterentwicklung der Qualität und zur Verbesse-
rung der Teilhabe in Tageseinrichtungen und in der 
Kindertagespflege“ (KiTa-Qualitäts- und -Teilhabe-
verbesserungsgesetz – KiQuTG) enthielt. Auf der 
Grundlage der im Zwischenbericht der AG Frühe Bil-
dung formulierten Inhalte ermöglichte das Gesetz 
den Abschluss von Verträgen zwischen dem Bund 
und jedem einzelnen Land, wobei die Länder bis zu 
zehn auf die Qualitätsentwicklung bezogene Hand-
lungsfelder und zusätzlich Maßnahmen zur Entlas-
tung der Eltern bei den Gebühren auswählen konn-
ten (vgl. BMFSFJ 2021a). Der Bund unterstützt die 
Umsetzung der vertraglich vereinbarten Maßnah-
men der Länder von 2019 bis 2022 mit 5,5 Mrd. Euro 
(vgl. BMFSFJ 2021b). Die meisten Handlungsfelder 
fokussieren Fragen der Struktur- und Orientierungs-
qualität; in Handlungsfeld 9 geht es um die „Verbes-
serung der Steuerung des Systems“. Dieses Feld 
„zielt darauf ab, die Steuerungskompetenzen der 
Akteure zu stärken und systematische Maßnahmen 
zur Qualitätssicherung und -entwicklung bei Trägern 
und Kindertageseinrichtungen weiter zu etablieren“ 
(BMFSFJ 2020: 16). Vier Länder haben dieses Hand-
lungsfeld gewählt, allerdings mit einem geringen 
Mittelvolumen zwischen weniger als 1 % und 6 % der 
auf das jeweilige Land entfallenden Mittel (vgl. 
BMFSFJ 2021c). 

Erhebungen zur Ausgangslage für die Umsetzung 
des Gute-KiTa-Gesetzes zeigen, dass bundesweit in-
zwischen viele (aber keineswegs alle und vor allem 
größere) Träger Instrumente der Selbstevaluation 
nutzen, aber nur eine Minderheit auch Fremdevalu-
ationen einsetzt (BMFSFJ 2021c: 100 f.). Auch die 
Verfügbarkeit von (interner oder externer) Fachbe-
ratung für Qualitätsentwicklung ist keineswegs 
selbstverständlich (ebd.: 102 f.) Genauere Daten zu 
diesen Fragen sollen in den kommenden Jahren im 
Rahmen des Monitorings erhoben werden (ebd.: 
103). 

Zu Beginn der der neuen Legislaturperiode im Herbst 
2021 haben der AWO-Bundesverband e.V., der Ver-
band Katholischer Tageseinrichtungen für Kinder 
(KTK) – Bundesverband e.V. und die Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW) die Forderung 
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nach einem „Bundesqualitätsgesetz“ erneut aufge-
griffen (AWO / KTK / GEW 2021). Gefordert werden 
vor allem bundesweite Standards für Personalaus-
stattung und Leitungsstunden. Die Forderungen be-
ziehen sich somit ausschließlich auf die Strukturqua-
lität. Anders als die Überschrift „Bundesqualitätsge-
setz“ es erwarten lassen könnte, finden sich weder 
Bezüge zu dem komplexen Zusammenspiel unter-
schiedlicher Qualitätsmerkmale noch zu Fragen der 
Steuerung.  

4 Öffentliche Qualitätspolitik im Spiegel 
der Landesgesetze 

Fragen der politisch-administrativen Steuerung der 
Gewährleistung von Qualität stehen im Fokus des 
folgenden Abschnitts. Dabei werden die einschlägi-
gen rechtlichen Regelungen in den Landesgesetzen6 
betrachtet und nach Strukturen öffentlicher Quali-
tätspolitik in den Ländern gefragt. Um diese Struktu-
ren zu identifizieren, wurden alle Gesetze anhand 
der Suchwörter „Qualität“, „Monitoring“ und „Eva-
luation“ (von Kindertageseinrichtungen) ausgewer-
tet und die Ergebnisse durch Hinzuziehung weiterer 
Dokumente (bspw. Internetdarstellungen und Land-
tagsdrucksachen zur Begründung der jeweiligen Ge-
setze) ergänzt. 

In drei Landesgesetzen (Hessen, Niedersachsen, 
Saarland) finden sich keine Aussagen zum Thema 
Qualität. Dies könnte zum einen damit zusammen-
hängen, dass in einigen Ländern die Steuerung der 
Kindertageseinrichtungen als vorrangig kommunale 
Aufgabe betrachtet wird; zum anderen lässt sich im 
Überblick feststellen, dass Fragen der Qualität und 
entsprechender Verfahren tendenziell in neueren 
Gesetzen intensiver thematisiert werden, als dies in 
früheren Jahren der Fall war. In der Mehrheit der 
Landesgesetze werden Verpflichtungen für Träger 
zur Sicherung und Weiterentwicklung von Qualität 
formuliert, zum Teil im Kontext der Darstellung der 
Voraussetzung für öffentliche Zuschüsse. Der Über-
blick verdeutlicht, dass zentrale Funktionen der Ge-
währleistung von Qualität bei den Trägern verortet 
werden, wobei diesen in den meisten Fällen die Aus-
wahl der Verfahren überlassen wird. Häufig finden 
sich zusätzliche Aussagen zur Umsetzung der Vorga-
ben in den einzelnen Kitas; vereinzelt werden auch 

_ 
6 Im Folgenden beziehen sich die Angaben von Paragraphen, soweit 
nicht anders angeben, auf das aktuelle Kita-Gesetz des jeweiligen Lan-
des. 

ausschließlich Verpflichtungen der Kitas, ohne Bezug 
zum Träger, erwähnt. Einige Länder konkretisieren 
darüber hinaus die Steuerungsverantwortung der 
örtlichen Jugendämter nach § 22a Abs. 1 SGB VIII; 
vereinzelt werden auch die Standort-Gemeinden er-
wähnt. Vielfach wird die Arbeit anhand von Bil-
dungsleitlinien als Grundlage für die Gewährleistung 
von Qualität definiert. Häufig findet sich darüber 
hinaus eine Verknüpfung mit der Fachberatung (auf 
der Ebene des Trägers oder des Jugendamtes), die 
die Gewährleistung von Qualität in den Einrichtun-
gen unterstützen soll. 

Berlin ist das einzige Bundesland, das (bereits seit 
2008) eine verpflichtende externe Evaluation auf der 
Basis einer landesweiten Qualitätsentwicklungsver-
einbarung vorsieht, die „auf Grundlage eines von der 
für Jugend und Familie zuständigen Senatsverwal-
tung beschlossenen landeseinheitlichen Bildungs-
programms einschließlich Sprachdokumentation zu 
verhandeln und abzuschließen“ (§ 13 KitaFöG) ist. In 
Berlin werden die Träger nicht direkt durch das Land 
bezuschusst; vielmehr erhalten Eltern Gutscheine 
für den Kitabesuch ihrer Kinder. Diese gibt es nur, 
wenn der von den Eltern ausgewählte Träger „der 
Qualitätsentwicklungsvereinbarung nach § 13 Kita-
FöG beigetreten ist, die daraus folgenden Verpflich-
tungen einhält und auf Anforderung des Landes Ber-
lin diesem gegenüber eine unabhängige Evaluation 
gewährleistet“ (§ 23 Abs. 3 Nr. 4 KitaFöG). Träger ha-
ben „für die Sicherung und Weiterentwicklung der 
Qualität der pädagogischen Förderung in den von 
[ihnen] betriebenen Einrichtungen Sorge zu tragen“ 
(§ 10 Abs. 8 KitaFöG) und ihnen angemessene Fach-
beratung zu „allen für die Qualität der Arbeit be-
deutsamen Fragen“ (§ 10 Abs. 10 KitaFöG) anzubie-
ten. Zur Umsetzung wurde das Berliner Kita-Institut 
für Qualitätsentwicklung (BeKi) gegründet. Als Ziel 
der externen Evaluation zum Bildungsprogramm 
wird formuliert, „den Kindertagesstätten eine fach-
lich begründete Fremdeinschätzung zu ihrer päda-
gogischen Arbeit mitzuteilen. Dazu gehören Aussa-
gen zur mittelbaren wie unmittelbaren Arbeit mit 
den Kindern, zur Zusammenarbeit im Team und zur 
Gestaltung der partnerschaftlichen Zusammenar-
beit mit den Eltern“ (BeKi 2021). Aktuell gilt die Qua-
litätsvereinbarung vom 28.04.2020. Die Träger ver-
pflichten sich darin, eine regelmäßige interne Evalu-
ation ihrer Einrichtungen sicherzustellen und sie alle 
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fünf Jahre auf der Grundlage von zwischen den Ver-
tragspartnern abgestimmten Eckpunkten durch ei-
nen von der zuständigen Senatsverwaltung aner-
kannten Anbieter extern evaluieren zu lassen (vgl. 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie 
Berlin 2020). 

Neben Berlin gibt es auch in Hamburg ein Gutschein-
system, und auch hier ist das System daran ge-
knüpft, dass der Träger eine Qualitätsentwicklungs-
vereinbarung abgeschlossen hat (§ 7 Abs. 1 Nr. 2b 
KibeG), in der festgelegt wird, „wie die Träger die 
fachliche Qualität der Arbeit sichern und welche 
Maßnahmen getroffen werden, um sie regelmäßig 
zu überprüfen und kontinuierlich weiterzuentwi-
ckeln“ (§ 17 Abs. 1 KibeG). Anders als in Berlin rei-
chen jedoch trägereigene Verfahren aus, und eine 
externe Überprüfung ist nur anlassbezogen vorgese-
hen: „Sind bei dem Träger derartige Qualitätsent-
wicklungs- und -sicherungsverfahren vorhanden, 
wird davon ausgegangen, dass hierdurch grundsätz-
lich eine ordnungsgemäße fachliche Leistungser-
bringung sichergestellt ist. Für die Fälle, in denen be-
gründete Anhaltspunkte dafür bekannt werden, 
dass Träger die vereinbarten Qualitätsentwicklungs- 
und -sicherungsverfahren nicht ordnungsgemäß an-
wenden, ist eine Inspektion der Einrichtung vorzuse-
hen.“ (§ 17 Abs. 2 KibeG) 

In weiteren Ländern werden ebenfalls Verpflichtun-
gen für die Träger formuliert, deren Einhaltung aber 
nicht immer explizit mit der Finanzierung, mit dem 
Einsatz systematischer Verfahren oder mit Überprü-
fungen verbunden ist. So sind in Bremen die Träger 
zur „regelmäßige[n] Überprüfung und Weiterent-
wicklung der Qualität ihrer Tageseinrichtungen“ (§ 8 
Abs. 2 BremKTG) verpflichtet; in Sachsen heißt es, 
dass die „Qualität der Arbeit in den Einrichtungen 
[…] durch die Träger mittels geeigneter Maßnahmen 
sichergestellt und weiterentwickelt“ (§ 21 Abs. 1 S. 1 
SächsKi-taG) wird. In beiden Ländern finden sich er-
gänzende Soll-Bestimmungen für die einzelnen 
Kitas: Bspw. soll in Sachsen die Qualitätssicherung in 
den Konzeptionen der Kitas festgeschrieben werden 
(§ 21 Abs. 1 S. 2 SächsKitaG); in Bremen sollen die 
Einrichtungen „ihre sozialpädagogische Arbeit sowie 
ihre internen Strukturen an allgemein anerkannten 
Qualitätsmerkmalen der Kindergartenpädagogik ori-
entieren, fortlaufend die Qualität ihrer Angebote 
überprüfen und ihre Konzeptionen entsprechend 
fortschreiben“ (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 BremKTG). In Bayern 
setzt die Landesförderung voraus, dass „der Träger 
geeignete Qualitätssicherungsmaßnahmen durch-
führt“ (Art. 19 Nr. 2 BayKiBiG); außerdem erhalten 

die Einrichtungen zusätzlich zur Regelförderung ei-
nen jährlich neu festzulegenden Qualitätsbonus 
(Art. 23 Abs. 1 BayKiBiG), der allerdings nicht mit sys-
tematischen Verfahren zur Gewährleistung von 
Qualität verknüpft ist. In einigen Ländern werden die 
Verpflichtungen der Träger dahingehend näher be-
stimmt, dass die Träger derartige Verfahren anwen-
den müssen: Das Land Sachsen-Anhalt definiert sein 
Bildungsprogramm als „verbindliche Grundlage“ 
und schreibt vor, dass jeder Träger ein Qualitätsma-
nagementsystem für seine Einrichtungen auszuwäh-
len hat (§ 5 Abs. 3 S. 2 KiFöG LSA). Auch die Verpflich-
tungen für die Kitas sind als Muss-Bestimmungen 
formuliert – diese haben nach einer Konzeption und 
dem Qualitätsmanagementsystem des Trägers zu ar-
beiten (§ 5 Abs. 3 S. 3 KiFöG LSA). 

In anderen Ländern liegt der Fokus nicht oder weni-
ger deutlich auf den Aufgaben des Trägers, sondern 
eher auf der Unterstützung der Gewährleistung von 
Qualitätsentwicklung durch Jugendämter oder 
Standort-Gemeinden – mit sehr unterschiedlichen 
Graden der Konkretisierung. In Baden-Württemberg 
sollen die Standort-Gemeinden „durch geeignete 
Maßnahmen die Umsetzung des Förderauftrags in 
den Tageseinrichtungen gemäß § 22 a SGB VIII si-
cherstellen und weiterentwickeln“ (§ 2a Abs. 1 Ki-
taG), und die Berücksichtigung der Zielsetzungen der 
Bildungsleitlinien „dient dem Förderauftrag nach § 
22 SGB VIII“ (§ 2a Abs. 3 KitaG). In Thüringen werden 
zwar auch keine systematischen Verfahren der Trä-
ger erwartet, den Einrichtungen jedoch deutlichere 
Vorgaben gemacht: Die Standort-Gemeinden schlie-
ßen mit den Trägern Verträge, die neben Finanzie-
rungsfragen die Beachtung der landes- und bundes-
rechtlichen Qualitätsvorgaben regeln (§ 3 Abs. 3 Nr. 
3 ThürKigaG); die Kitas „arbeiten auf der Basis konti-
nuierlicher Selbstevaluation unter Einbeziehung des 
Elternbeirats konsequent und systematisch an der 
Weiterentwicklung der Qualität“ und haben die Kin-
der in die Selbstevaluation einzubeziehen (§ 7 Abs. 7 
ThürKigaG). Das Jugendamt muss eine Fachberatung 
gewährleisten, die „die Träger, die pädagogischen 
Fachkräfte und die Tagespflegepersonen bei der 
Weiterentwicklung der Qualität der frühkindlichen 
Bildung, Erziehung und Betreuung zu unterstützen“ 
(§ 11 Abs. 2 ThürKigaG) hat. Auch in Brandenburg 
findet sich eine Verknüpfung von Pflichten der Kita 
und des örtlichen Trägers. Hier muss die einzelne 
Kita in ihrer Konzeption „beschreiben, wie die 
Grundsätze elementarer Bildung Berücksichtigung 
finden und die Qualität der pädagogischen Arbeit 
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überprüft wird“ (§ 3 Abs. 3 KitaG); Jugendämter kön-
nen die Kitas verpflichten, „ihre Arbeit durch Quali-
tätsfeststellungen überprüfen zu lassen“ (§ 3 Abs. 4 
KitaG). Ein Kreiskitaelternbeirat ist zu Maßnahmen 
der Qualitätsentwicklung anzuhören (§ 6a Abs. 3 Ki-
taG), ein Landeskitaelternbeirat zu eventuellen lan-
desweiten Maßnahmen (§ 6a Abs. 4 KitaG). Das zu-
ständige Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Näheres über „Gegenstand, 
Maßstäbe und Durchführung von Qualitätsfeststel-
lungen gemäß § 3 Abs. 4“ (§ 23 Abs. 1 Nr. 6 KitaG) zu 
regeln.  

Vergleichsweise detaillierte Aussagen zur Gewähr-
leistung von Qualität finden sich in einigen neueren 
Gesetzen, die 2019 verabschiedet bzw. grundlegend 
revidiert wurden. Hier wird deutlich, dass Qualität 
und ihre Gewährleistung sehr unterschiedlich ver-
standen werden. In Schleswig-Holstein bestand ein 
zentrales Ziel der Gesetzesreform in einer Vereinfa-
chung von Finanzierungsstruktur und Gesetzessyste-
matik, der Schaffung einer regional gleichwertigen 
und besseren Strukturqualität und einer regionalen 
Angleichung und Senkung der (im Bundesländerver-
gleich relativ hohen) Elternbeiträge (Landtag Schles-
wig-Holstein, LT-Drs. 19/1699, S. 2 f.). Daher wurde 
ein „Anspruch des Einrichtungsträgers auf Förde-
rung der Standardqualität“ (§ 15 KiTaG) gegenüber 
dem örtlichen Träger eingeführt, welcher dafür ei-
nen Landeszuschuss erhält. Des Weiteren können 
Standort-Gemeinden, Jugendämter und Träger zu-
sätzlich Elemente finanzieren, die über die Standard-
qualität hinausgehen (§ 16 KiTaG). Die angestrebte 
pädagogische Qualität wird in § 19 KiTaG ausführlich 
beschrieben, und die Erfüllung von Verpflichtungen 
von Träger und Kitas zum Qualitätsmanagement (§ 
20 KiTaG) ist ebenfalls Voraussetzung für eine öf-
fentliche Förderung: Träger haben „zur prozesshaf-
ten Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität 
der Kindertageseinrichtung ein Qualitätsmanage-
mentverfahren zu wählen“ (§ 20 Abs. 1 S. 1 KiTaG), 
Kitas in Schleswig-Holstein müssen qualifizierte Be-
auftragte für Qualitätsmanagement benennen (§ 20 
Abs. 1 S. 2 KiTaG) und Fachberatung nutzen (§ 20 
Abs. 2 KiTaG). Die Standards für die Strukturqualität 
(Personalausstattung und Räume) werden in den §§ 
23 bis 29 KiTaG genau definiert. Das neue Gesetz 
enthält somit ein umfassendes System öffentlicher 
Qualitätspolitik. 

In Mecklenburg-Vorpommern wird in der Begrün-
dung des Gesetzes hervorgehoben, dass dieses vor 
allem auf die Einführung der Elternbeitragsfreiheit, 
die Stärkung der Elternrechte, eine Vereinfachung 

des Finanzierungssystems, Standards für die Kinder-
tagespflege und systematische Neufassungen des 
Textes zur Erhöhung der Anwendungsfreundlichkeit 
abzielt (vgl. Landtag Mecklenburg-Vorpommern, LT-
Drs. 7/3393, S. 40 f.). Wie im vorherigen Gesetz wird 
auf die „verbindliche Bildungskonzeption“ verwie-
sen, die „sich in den Leistungs-, Entgelt- und Quali-
tätsentwicklungsvereinbarungen“ (§ 3 Abs. 3 KiföG 
M-V) widerspiegeln muss. Diese schließt das örtliche 
Jugendamt im Einvernehmen mit der Standort-Ge-
meinde mit den Kita-Trägern ab, wobei nach der Ge-
setzesänderung nun ausdrücklich „auf die Prüfungs-
rechte der örtlichen Träger […] und die Möglichkeit 
der Wahrnehmung der Prüfungsrechte durch das 
Land bei den Einrichtungsträgern“ (§ 24 Abs. 1 KiföG 
M-V) hinzuweisen ist. Prüfungsrechte werden in § 33 
Abs. 1 KiföG M-V konkretisiert. Demnach kann die 
„Einhaltung der Leistungs- und Qualitätsvereinba-
rungen […] durch die örtlichen Träger […] beim Trä-
ger der Kindertageseinrichtung geprüft werden.“ 
Des Weiteren kann das Land „im Einvernehmen mit 
den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe 
die in Absatz 1 genannten Prüfungsrechte und Er-
mächtigungen an ihrer Stelle wahrnehmen“ (§ 24 
Abs. 3 KiföG M-V). Diese Prüfungen konzentrieren 
sich zunächst auf Finanzfragen, können sich aber 
auch auf Verfahren und Maßnahmen zur Gewähr-
leistung von Qualität beziehen. Die bereits im vorhe-
rigen Gesetz enthaltene Verpflichtung der Träger zur 
Qualitätsentwicklung wird ausgeweitet; sie sind 
demnach „zur kontinuierlichen Qualitätsentwick-
lung und -sicherung“ (§ 12 Abs. 1 KiföG M-V) „auf 
Basis wissenschaftlicher Evaluation“ (§ 12 Abs. 2 Ki-
föG M-V) verpflichtet. Da bisher trotz gesetzlicher 
Vorgaben keine verbindlichen Standards über Quali-
tätsentwicklung und ein Qualitätsmanagementsys-
tem erstellt worden waren, wird ergänzt, dass das 
zuständige Ministerium diesbezügliche Empfehlun-
gen erarbeitet und „in Zusammenarbeit mit den ört-
lichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe deren 
Anwendung in der Praxis“ unterstützt (§ 12 Abs. 3 
KiföG M-V). Konkretisiert wird darüber hinaus, dass 
die angemessene Zeit für mittelbare pädagogische 
Arbeit, die die Träger den Fachkräften einzuräumen 
haben, unter anderem für Qualitätsentwicklung und 
-sicherung zu nutzen ist (§ 14 Abs. 3 Nr. 2 KiföG M-
V). Insgesamt wird mit dem neuen Gesetz die Steue-
rungsfunktion des Landes für die schon vorher im 
Gesetz enthaltenen Elemente öffentlicher Qualitäts-
politik gestärkt. 

Das „KiTa-Zukunftsgesetz“ in Rheinland-Pfalz soll 
Standards in Kindertageseinrichtungen qualitativ 
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weiterentwickeln und gleichmäßig in die Fläche tra-
gen (Landtag Rheinland-Pfalz, LT-Drs. 17/8830, S. 1 
f.). Die aus dem vorherigen Gesetz übernommene 
Soll-Bestimmung, wonach die örtlichen Jugendäm-
ter die Qualität der Kitas „durch geeignete Maßnah-
men sicherstellen und weiterentwickeln“ (§ 24 Abs. 
2 KiTaG) sollen, wird erweitert, konkretisiert und mit 
Fördermitteln des Landes unterlegt. Dem Landesju-
gendamt wird die Aufgabe zugewiesen, mit den Ver-
bänden der Träger auf Landesebene „eine Vereinba-
rung über die Inhalte und die Qualität der Erziehung, 
Bildung und Betreuung in Tageseinrichtungen“ zu 
schließen (§ 24 Abs. 1 KiTaG), die künftig den Maß-
nahmen der örtlichen Träger und den Konzeptionen 
der einzelnen Kitas (§ 24 Abs. 2) zugrunde liegen. 
Darüber hinaus kann das Landesjugendamt mit den 
Verbänden der Träger „eine Vereinbarung über In-
strumente und Verfahren zur externen Evaluation 
der Erziehung, Bildung und Betreuung in Tagesein-
richtungen treffen“ (§ 24 Abs. 3 KiTaG). Die örtlichen 
Träger erhalten nun jährlich Mittel in Höhe von 
4.500 Euro pro Tageseinrichtung in freier Träger-
schaft (Ministerium für Bildung Rheinland-Pfalz 
2021) für Personalanteile, die der Umsetzung der 
pädagogischen Konzeption sowie dem Einsatz von 
Instrumenten und Verfahren zur Evaluation der pä-
dagogischen Arbeit in ihren Einrichtungen dienen 
sollen (§ 25 Abs. 4 KiTaG). Öffentliche Qualitätspoli-
tik wird hier durch eine verstärkte Zuweisung von 
Verantwortung an die (überörtlichen und örtlichen) 
Träger der Jugendhilfe und eine Förderung – aber 
nicht Verpflichtung – der Kita-Träger konkretisiert; 
zu landesweiten Maßnahmen wird eine Vereinba-
rung mit den Trägerverbänden angestrebt. 

Bei der grundlegenden Revision des Gesetzes in 
Nordrhein-Westfalen ging es vor allem um die Instal-
lierung einer auskömmlichen und planungssicheren 
Finanzierung für eine Elementarbildung mit hoher 
Qualität (vgl. Landtag NRW, LT-Drs. 17/6726, S. 1 f.). 
Unverändert müssen die Kitas ihre Arbeit an den Bil-
dungsleitlinien des Landes orientieren (§ 17 Abs. 2 
KiBiz) und auf der Basis einer Konzeption durchfüh-
ren, die „Ausführungen […] zu Maßnahmen der Qua-
litätsentwicklung und -sicherung“ (§ 17 Abs. 1 KiBiz) 
enthalten muss. Neu ist ein Abschnitt mit der Über-
schrift „Landesförderungen zur Qualitätsentwick-
lung“ (Teil 4, §§ 42 bis 48 KiBiz), der verschiedene 
Zuschüsse bspw. für Familienzentren, Sprachbil-
dung, Fachberatung und flexible Betreuungszeiten 
enthält. Zur Gewährleistung der Prozessqualität 
wird die Formulierung aus dem bisherigen Gesetz 

weitgehend übernommen: „Zur Sicherung und Wei-
terentwicklung der pädagogischen Arbeit in den Kin-
dertageseinrichtungen ist eine kontinuierliche Eva-
luation erforderlich.“ (§ 31 Abs. 1 KiBiz) Die Umset-
zung bleibt eine Soll-Vorschrift, nach der die Träger 
„Qualitätsentwicklungsmaßnahmen […] in eigener 
Verantwortung“ durchführen und Qualitätskriterien 
entwickeln sollen, „die Aussagen über die Beglei-
tung, Förderung und Herausforderung frühkindli-
cher Bildungsprozesse insbesondere auch im Be-
reich der Sprachbildung und -förderung enthalten“ 
(§ 31 Abs. 1 KiBiz). Externe Evaluationen werden 
weiterhin als Möglichkeit angesprochen: „Die 
Oberste Landesjugendbehörde oder eine von ihr be-
auftragte Stelle kann mit Zustimmung des Trägers 
der Einrichtung eine externe Evaluation in der Kin-
dertageseinrichtung durchführen.“ (§ 31 Abs. 2 
KiBiz) Ergänzt wird allerdings der Auftrag an das zu-
ständige Ministerium, mit den Trägerverbänden 
„eine Vereinbarung über die Qualitätssicherung und 
-entwicklung in der Kindertagesbetreuung ein-
schließlich Qualifizierung und Fachberatung (Quali-
tätsentwicklungsvereinbarung)“ (§ 54 Abs. 3 Nr. 3 
KiBiz) zu schließen und auf dieser Grundlage per 
Rechtsverordnung „das Nähere über die Qualitätssi-
cherung und -entwicklung einschließlich Qualifizie-
rung und Fachberatung festzulegen“ (§ 54 Abs. 2 Nr. 
7 KiBiz). Damit wird eine Basis dafür geschaffen, ana-
log zur bereits bestehenden Bildungsvereinbarung, 
trägerübergreifende Verfahren zur Qualitätsent-
wicklung zu erarbeiten. 

Qualitätsentwicklung wird dabei in engem Zusam-
menhang mit der Fachberatung betrachtet, wie sich 
an einer neuen Regelung zeigt: Die Unterstützung 
der Qualitätsentwicklung wird unter der Überschrift 
„Qualitätsentwicklung und Fachberatung“ (§ 6 KiBiz) 
als Aufgabe der Jugendämter im Sinne des § 22a SGB 
VIII definiert. Systematische Verfahren werden in 
diesem Kontext nicht angesprochen; neben ver-
schiedenen Beratungsaufgaben geht es hier um „die 
Qualitätssicherung und -entwicklung der pädagogi-
schen Arbeit, beispielsweise auch durch Fort- und 
Weiterbildungen zu übergreifenden pädagogischen 
und organisatorischen Fragestellungen“ (§ 6 Abs. 1 
Nr. 3 KiBiz) und „die Mitwirkung an überörtlichen 
Evaluationen, überörtlicher Qualitätssicherung und -
entwicklung“ (§ 6 Abs. 1 Nr. 7 KiBiz). Ergänzende 
Normen finden sich in dem Abschnitt zur Regelung 
von Landeszuschüssen: Für die Fachberatung wird 
ein Landeszuschuss eingeführt (§ 47 Abs. 1, 2 KiBiz), 
mit dem das Jugendamt jeden (öffentlichen und 
freien) Träger mit 1.000 Euro jährlich fördert (§ 47 
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Abs. 3). In diesem Kontext wird die Verabschiedung 
der Qualitätsentwicklungsvereinbarung nach § 54 
Abs. 3 KiBiz „im Sinne einer prozessorientierten Un-
terstützung aller Träger“ (§ 47 Abs. 1 S. 3) angekün-
digt: „In dieser wird festgelegt, wie die Träger von 
Tageseinrichtungen und die Fachberatungsstellen 
für Kindertagespflege die fachliche Arbeit in der Kin-
dertagesbetreuung sichern, welche Maßnahmen ge-
troffen werden, um sie regelmäßig zu überprüfen 
und kontinuierlich weiterzuentwickeln. Soweit bei 
den Trägern Verfahren zur Qualitätssicherung und -
entwicklung vorhanden sind, wird davon ausgegan-
gen, dass hierdurch in der Regel eine entsprechende 
fachliche Leistungserbringung sichergestellt wird, 
die in diesen Prozess einbezogen werden kann.“ (§ 
47 Abs. 1 S. 4, 5 KiBiz) Kennzeichnend für Nordrhein-
Westfalen ist also zum einen die enge Verknüpfung 
der Qualitätsentwicklung mit der Fachberatung; 
zum anderen besteht, wie in Rheinland-Pfalz, das 
Ziel einer Vereinbarung mit den Trägerverbänden. In 
beiden Ländern gibt es eine über die örtlichen Ju-
gendämter abzuwickelnde finanzielle Förderung der 

Träger, die über das KiQuTG (vgl. 3) mit Bundesmit-
teln unterstützt wird.7 

Zusammenfassend betrachtet lassen sich in den Ge-
setzen unterschiedliche Instrumente für die Ge-
währleistung von Qualität identifizieren (Abbildung 
1). Mit unterschiedlicher Verbindlichkeit – als Soll-
Vorschrift, als Formulierung von Verpflichtungen o-
der als Voraussetzung für öffentliche Finanzierung – 
werden zum Teil schwerpunktmäßig die Träger 
adressiert (grün), zum Teil (ergänzend oder stattdes-
sen) die einzelnen Einrichtungen (blau). In einigen 
Fällen finden sich Konkretisierungen der Aufgaben 
der öffentlichen (örtlichen oder überörtlichen) Trä-
ger der Jugendhilfe (rot), manchmal auch unter Ein-
beziehung der Standort-Gemeinden. Die Steuerung 
(beige) wird zum Teil durch vertragliche Festlegun-
gen und Prüfrechte (hell) und durch Empfehlungen, 
Vereinbarungen und Vorgaben zur externen Evalua-
tion (hell) unterstützt. 

 

Abbildung 1: Instrumente zur Gewährleistung von Qualität in den KiTa-Gesetzen der Länder 

 
Quelle: eigene Darstellung 

5 Fazit 

Qualitätspolitik für die Kindertagesbetreuung stellt 
in den Ländern ein mehrdimensionales System dar. 
Akteure auf der Makroebene sind die Ministerien, 

_ 
7 In Rheinland-Pfalz über das für „Verbesserung der Steuerung des Sys-
tems“ vorgesehene Handlungsfeld 9 (vgl. 3), in Nordrhein-Westfalen 

Landesjugendämter und Trägerverbände, auf der 
Mesoebene die örtlichen Träger der Jugendhilfe und 
manchmal auch die Standortgemeinden, auf der 
Mikroebene die Träger und die Einrichtungen. Die 
Bedeutung, die öffentlicher Qualitätspolitik im Allge-
meinen und der Steuerung über die Makroebene im 
Besonderen zugemessen wird, unterscheidet sich im 

über das Handlungsfeld 3 zur „Gewinnung und Sicherung qualifizierter 
Fachkräfte“.  
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Ländervergleich sehr deutlich, wobei vielfach ein 
Spannungsverhältnis zwischen der Trägerautonomie 
und dem Auftrag politisch-administrativer Steue-
rung offenkundig wird. Unterschiedlich ist der Um-
gang mit systematischen Verfahren zur Gewährleis-
tung von Qualität: Einige Länder beschränken sich 
auf allgemeine Hinweise zu Maßnahmen der Quali-
tätssicherung. Wenn systematische Verfahren vor-
geschrieben sind, bestehen Wahlmöglichkeiten der 
Träger; selbst dort, wo eine externe Evaluation ver-
pflichtend ist, können die Träger zwischen unter-
schiedlichen Verfahren wählen. Wenn eine Steue-
rung auf der Makroebene angestrebt wird, ge-
schieht dies durch eine Akkreditierung unterschied-
licher Anbieter von Evaluationen, über Empfehlun-
gen oder über Vereinbarungen. Externe Evaluatio-
nen sind bislang nur in einem Land vorgeschrieben; 
darüber hinaus gibt es einzelne Regelungen zu mög-
lichen oder anlassbezogenen Prüfungen. Neu sind 
Beispiele für eine durch Bundesmittel unterstützte 
finanzielle Förderung der Qualitätsentwicklungs-
maßnahmen von Trägern. Deutlich wird auch, dass 
die in einigen Landesgesetzen schon seit Längerem 
vorhandenen Möglichkeiten der Steuerung bislang 
nicht immer genutzt wurden. Insofern wird es von 
großem Interesse sein, die Implementierung der Re-
gelungen in den ab 2019 verabschiedeten Gesetzen 
zu beobachten. 
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–Kindertagesförderungsgesetz (KiTaG) vom 12.12.2019; zuletzt geändert am 10.12.2020. Abgerufen von 
http://www.gesetzerechtsprechung.sh.juris.de/jptal/?quelle=jlink&query=KTagStG+SH&psml=bssho-
prod.psml&max=true 

Thüringen: Thüringer Gesetz über die Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern in Kindergärten, anderen 
Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege als Ausführungsgesetz zum Achten Buch Sozialge-
setzbuch – Thüringer Kindergartengesetz (ThürKigaG) vom 18.12.2017; zuletzt geändert am 11.06.2020. 
Abgerufen von https://landesrecht.thueringen.de/perma?j=KTBetrG_TH 
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